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Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

1 Verjährungsbeginn für Rückforderungsansprüche von Darlehensbearbeitungsentgelten
Die Vereinbarung von Bearbeitungsentgelten in  Allgemeinen Geschäftsbedingungen für  Verbraucherkreditverträge ist  
unwirksam. Der Bundesgerichtshof  (BGH) hat  am 28.10.2014 in  zwei  Entscheidungen erstmals  über die  Frage  des 
Verjährungsbeginns  für  Rückforderungsansprüche  von  Kreditnehmern  bei  unwirksam  formularmäßig  vereinbarten 
Darlehensbearbeitungsentgelten  befunden.  Danach  begann  die  dreijährige  Verjährungsfrist   für  früher  entstandene 
Rückforderungsansprüche erst mit dem Schluss des Jahres 2011 zu laufen, weil Darlehensnehmern die Erhebung einer 
entsprechenden Rückforderungsklage nicht vor dem Jahre 2011 zumutbar war. 

Bitte beachten Sie: In der Praxis bedeutet diese Entscheidung, dass Verbraucher als Darlehensnehmer die von ihnen 
gezahlten  Bearbeitungsgebühren  –  soweit  diese  formularmäßig  vereinbart  waren  –  dann  von  der  jeweiligen  Bank 
zurückfordern können, wenn die Bearbeitungsgebühr nach Oktober 2004 gezahlt wurde. Zusätzlich schuldet die Bank 
Zinsen in Höhe von 5-%-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz. Die Frist zur Geltendmachung der Rückforderung 
endet allerdings am 31.12.2014, für Zahlungen vor dem 1.1.2005 sogar taggenau nach Ablauf von 10 Jahren.

Rechtsanwalt
Alexander L.K. Freiherr v. Malsen-Waldkirch, Fachanwalt für Strafrecht

Ihr Ansprechpartner in zivil- und strafrechtlichen Fragen

2 Operation nur durch den Chefarzt muss hinreichend deutlich sein
Will ein Patient nur durch einen Chefarzt und nicht durch seinen Vertreter operiert  werden, muss er dies durch eine  
Erklärung z. B. im Rahmen eines Wahlleistungsvertrages oder im Rahmen seiner Einwilligung zur Operation hinreichend 
deutlich machen. 

Fehlt eine solche Patientenerklärung und benennt der Vertrag zudem einen ärztlichen Vertreter, willigt der Patient auch in 
eine  vom  Vertreter  ausgeführte  Operation  ein,  entschieden  die  Richter  des  Oberlandesgerichts  Hamm  (OLG)  am 
2.9.2014.

In dem entschiedenen Fall litt der Patient seit längerer Zeit unter einer andauernden Behinderung der Nasenatmung und 
häufigen  Entzündungen  der  Nasennebenhöhlen.  Zur  Durchführung  einer  Operation  vereinbarte  er  eine 
Chefarztbehandlung, wurde aber von einem anderen Arzt als Vertreter des Chefarztes komplikationslos operiert. Eine 
nach der Operation aufgetretene Nachblutung konnte mit  Tamponaden gestoppt  werden.  Der Patient  verlangte vom 
Krankenhaus, vom Chefarzt und dem operierenden Arzt Schadensersatz, u. a. ein Schmerzensgeld von 75.000 € mit der  
Begründung,  die  Operation  sei  nicht  indiziert  gewesen,  ohne  ausreichende  Aufklärung,  insbesondere  ohne  seine 
Zustimmung vom operierenden Arzt, und zudem fehlerhaft durchgeführt worden.

Die Schadensersatzklage blieb jedoch erfolglos. Nach der Anhörung eines medizinischen Sachverständigen konnte das 
OLG keine fehlerhafte Behandlung und auch keine Aufklärungspflichtverletzung feststellen.



Rechtsanwältin
Nuran Yılmaz

Ihre Ansprechpartnerin in familienrechtlichen Fragen

3 Änderungen beim Elterngeld – das Elterngeld Plus
Der  Bundestag  hat  am  7.11.2014  die  Neuregelungen  zum  Elterngeld  und  zur  Elternzeit  verabschiedet.  Mit  den 
Neuregelungen soll die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter gestärkt werden.

Wer durch ein eigenes Teilzeiteinkommen seinen monatlichen Elterngeldanspruch reduziert, kann diesen Betrag zum 
Ausgleich für doppelt so viele Monate beziehen. Das Gesetz tritt zum 1.7.2015 in Kraft. Hier die wichtigsten Änderungen:

• Bisher  kann  ein  Elternteil  höchstens  12  Monate  Elterngeld  bekommen.  Nicht  berücksichtigt  wird,  ob  der 
Elterngeldanspruch durch  eigenes Erwerbseinkommen gekürzt  ist.  Mit  der  Neuregelung des Elterngeld  Plus 
können aus 12 Monaten nun 24 Monate werden. Wenn beide Eltern Teilzeit arbeiten, verbrauchen sie damit nur  
einen Elterngeldmonat anstatt bisher zwei Monate.

• Die bisherige Regelung der Partnermonate bleibt erhalten. Eltern haben gemeinsam Anspruch auf 2 zusätzliche 
Monate, wenn nicht nur ein Elternteil sein Erwerbseinkommen nach der Geburt reduziert.

• Einen besonderen Bonus erhalten künftig Eltern, die gleichzeitig ihre Arbeitszeit reduzieren, um mehr Zeit für die 
Familie zu haben: Arbeiten beide Elternteile für mindestens 4 aufeinanderfolgende Monate zwischen 25 und 30  
Stunden, erhält jeder für 4 zusätzliche Monate Elterngeld Plus. 

• Für alleinerziehende Elternteile ist gewährleistet, dass sie die Erweiterung der Elterngeldregelungen in gleichem 
Maße nutzen können wie Paare.

• Die  Möglichkeit,  Elternzeit  auf  einen  Zeitraum  zwischen  dem  3.  und  dem  8.  Geburtstag  eines  Kindes  zu  
übertragen,  wird  von  bisher  12  auf  bis  zu  24  Monate  ausgeweitet.  Für  Eltern  wird  es  damit  leichter,  sich 
beispielsweise zur Einschulung mehr Zeit für ihr Kind zu nehmen.

• Für Eltern von Zwillingen oder Mehrlingen wird klargestellt,  dass pro Geburt nur ein Anspruch auf Elterngeld  
besteht. Da diese Eltern nach der Geburt natürlich einen deutlich höheren Aufwand haben, erhalten sie für jedes  
Mehrlingsgeschwisterkind einen Zuschlag von 300 €.

Rechtsanwalt
Alexis Gossweiler, Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht 

Ihr Ansprechpartner in mietrechtlichen Fragen 

4 Instandhaltungs- und Schadensersatzpflichten der Wohnungseigentümer
Auch ein einzelner Wohnungseigentümer kann die Sanierung des gemeinschaftlichen Eigentums verlangen, sofern diese 
zwingend erforderlich ist und sofort erfolgen muss. Das entschied der Bundesgerichtshof (BGH) in seinem Urteil vom 
17.10.2014. 

Unter dieser Voraussetzung ist  auch für die Berücksichtigung finanzieller Schwierigkeiten (oder des Alters) einzelner 
Wohnungseigentümer kein Raum. Verzögern die übrigen Wohnungseigentümer schuldhaft die Beschlussfassung über 
eine solche Maßnahme, können sie sich schadensersatzpflichtig machen. 

In dem zugrunde liegenden Fall aus der Praxis bestand die Wohnungseigentümergemeinschaft zunächst aus 2 Einheiten 
im  Erd-  und  Dachgeschoss  eines  Hauses.  Der  Keller  wurde  nachträglich  ausgebaut  und  so  entstand  seit  einer 
Teilungserklärung aus dem Jahre 1996 eine dritte Sondereigentumseinheit.  Sämtliche Wohneinheiten wurden später  
veräußert. Der neue Eigentümer der Kellerwohnung kaufte diese im Jahr 2002 unter Ausschluss der Sachmängelhaftung 
zu  einem Kaufpreis  von 85.000 €.  Die  Wohnung weist  seit  dem Jahr  2008 einen Feuchtigkeitsschaden auf  und ist 
inzwischen unbewohnbar. Ursache hierfür sind in erster Linie Planungsfehler bei dem Umbau der Keller- in Wohnräume 
und damit verbundene Baumängel, die das gemeinschaftliche Eigentum betreffen. Der Eigentümer verlangte die anteilige 



Aufbringung der Kosten für die Sanierung der Kellergeschosswohnung durch die Wohnungseigentümer und (zu diesem 
Zweck) der Bildung einer Sonderumlage von rund 54.500 € zuzustimmen sowie Zahlung von Schadensersatz aufgrund 
der verzögerten Renovierung der Kellergeschosswohnung.

Die  BGH-Richter  entschieden,  dass  der  Eigentümer  der  Kellerwohnung  sowohl  die  Zustimmung  zu  der  anteiligen  
Kostentragung  als  auch  zur  Bildung  der  Sonderumlage  verlangen  kann.  Jeder  Wohnungseigentümer  kann  die 
ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums beanspruchen. Allerdings haben 
die Wohnungseigentümer insoweit einen Gestaltungsspielraum; sie müssen das Gebot der Wirtschaftlichkeit beachten 
und im Grundsatz auf die Leistungsfähigkeit der Wohnungseigentümer Rücksicht nehmen. Deshalb sind sie berechtigt, 
Kosten und Nutzen einer  Maßnahme gegeneinander  abzuwägen und nicht  zwingend erforderliche Maßnahmen ggf.  
zurückzustellen. Anders liegt es aber dann, wenn – wie hier – die sofortige Instandsetzung zwingend erforderlich ist. 

Anmerkung:  Eine  Ersatzpflicht  der  Wohnungseigentümer  kommt  für  solche  Schäden  an  dem  Sondereigentum  in 
Betracht,  die  dadurch  entstehen,  dass  die  gebotene  Beschlussfassung  über  die  Vornahme zwingend  erforderlicher  
Maßnahmen unterbleibt. Eine Haftung kann die Wohnungseigentümer treffen, die schuldhaft entweder untätig geblieben 
sind oder gegen die erforderliche Maßnahme gestimmt bzw. sich enthalten haben.

Rechtsanwältin
Malice Seferi
 

Ihre Ansprechpartnerin in familien- und erbrechtlichen Fragen

5 Mehr Flexibilität für pflegende Angehörige
Mit dem Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf sollen Menschen, die Beruf und Pflege von  
Angehörigen  in  Einklang  bringen  müssen,  mehr  zeitliche  Flexibilität  erhalten.  Das  Gesetz  soll  betroffene  Familien 
entlasten. Die neuen gesetzlichen Regelungen ruhen auf drei Säulen:

• Für die zehntägige Pflegezeit, die Angehörige schon heute in akuten Fällen beanspruchen können, soll es ab 
1.1.2015  eine  Lohnersatzleistung  geben.  Als  Pflegeunterstützungsgeld zahlt  die  gesetzliche 
Pflegeversicherung 67 % des wegfallenden Bruttoeinkommens.

• Wer von der Möglichkeit Gebrauch macht, 6 Monate ganz oder teilweise aus dem Beruf auszusteigen, um nahe 
Angehörige zu pflegen, soll künftig einen Rechtsanspruch auf ein zinsloses Darlehen erhalten. 

• Einen  Rechtsanspruch  wird  es  künftig  auch  auf  die  24-monatige  Familienpflegezeit geben.  Hier  können 
pflegende Beschäftigte ihre Arbeitszeit bis auf eine Mindestarbeitszeit von 15 Wochenstunden reduzieren. Den 
Einkommensausfall  können sie durch ein zinsloses Darlehen abfedern, das beim Bundesamt für Familie und 
zivilgesellschaftliche  Angelegenheiten  zu  beantragen  ist.  Der  Rechtsanspruch  auf  Pflegezeit  und  
Familienpflegezeit gilt jedoch nicht gegenüber Arbeitgebern mit 15 oder weniger Beschäftigten.

Die  Freistellungsmöglichkeiten  für  die  Pflege  naher  Angehöriger  können  miteinander  kombiniert  werden.  Die 
Gesamtdauer beträgt maximal 24 Monate. Der Begriff der „nahen Angehörigen“ wird für das Pflegezeitgesetz und das  
Familienpflegezeitgesetz  erweitert.  Demnach  sollen  auch  Stiefeltern,  lebenspartnerschaftliche  Gemeinschaften  und 
Schwägerinnen und Schwager zukünftig berücksichtigt werden.

Die  neuen Regelungen sollen  auch  für  Eltern  und  Angehörige  pflegebedürftiger  Kinder  gelten,  die  nicht  zu  Hause, 
sondern in einer außerhäuslichen Einrichtung betreut werden. Auch für die Begleitung schwerstkranker Angehöriger in  
der  letzten  Lebensphase  ist  in  dem  Gesetz  vorgesehen,  dass  für  maximal  3  Monate  die  Möglichkeit  besteht,  die 
Arbeitszeit ganz oder teilweise zu reduzieren.

Das  neue  Gesetz  zur  besseren  Vereinbarkeit  von  Familie,  Pflege  und  Beruf  soll  nach  Veröffentlichung  im 
Bundesgesetzblatt Anfang 2015 in Kraft treten.

6 Änderungen in der Pflegeversicherung ab 1.1.2015
Der Bundesrat  hat in seiner Sitzung am 7.11.2014 das sog.  Pflegestärkungsgesetz gebilligt.  Das Gesetz verfolgt im 
Wesentlichen  das  Ziel,  die  Pflegeversicherung  weiterzuentwickeln  und  zukunftsfest  zu  machen.  Nachfolgend  die 
wichtigsten Regelungen des Gesetzes:

• Alle  Leistungsbeträge  der  Pflegeversicherung  werden  um  4  %  bzw.  2,67  %  für  die  2012  mit  dem  Pflege 
Neuausrichtungs-Gesetz eingeführten Leistungen erhöht.



• Unterstützungsleistungen wie die Kurzzeit-, Verhinderungs- und Tages- und Nachtpflege werden ausgebaut und 
besser miteinander kombiniert. Menschen in der Pflegestufe 0 (vor allem Demenzkranke) erhalten erstmals 
Anspruch auf Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflege.

• Im  Bereich  sogenannter  niedrigschwelliger  Angebote  werden  neue  zusätzliche  Betreuungs-  und 
Entlastungsleistungen eingeführt, etwa für Hilfen im Haushalt oder Alltagsbegleiter und ehrenamtliche Helfer.  
Dafür erhalten künftig alle Pflegebedürftigen 104 € pro Monat. Demenzkranke erhalten 104 € beziehungsweise 
208 € pro Monat.

• Der Zuschuss zu Umbaumaßnahmen steigt  von bisher 2.557 € auf  bis zu 4.000 € pro Maßnahme. In einer 
Pflege-WG können diese Maßnahmen mit  bis  zu  16.000 € bezuschusst  werden.  Für  Pflegehilfsmittel  des 
täglichen Verbrauchs steigen die Zuschüsse von 31 € auf 40 € pro Monat.

• Zur Finanzierung dieser Leistungen werden die Beiträge zur Pflegeversicherung in zwei Schritten steigen, und 
zwar ab 2015 um 0,3 % und voraussichtlich ab 2017 um weitere 0,2 % auf dann insgesamt 2,55 %.

7 „Ein für alle Male abgefunden“ kann Erbverzicht sein
Erklärt ein Abkömmling nach dem Tode seines Vaters in einem notariellen Erbauseinandersetzungsvertrag mit seiner  
Mutter, er sei mit der Zahlung eines bestimmten Betrages „vom elterlichen Vermögen unter Lebenden und von Todes 
wegen ein für alle Male abgefunden“, kann das als Verzicht auf das gesetzliche Erbrecht nach dem Tode der Mutter  
auszulegen sein. 

Diesem  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  Hamm  (OLG)  vom  22.7.2014  lag  folgender  Sachverhalt  zugrunde:  Der 
verstorbene Familienvater wurde von seiner Ehefrau und seinen beiden Kindern, einer Tochter und einem Sohn, beerbt. 
Mit den Kindern schloss die Ehefrau im Jahre 1991 einen notariellen Erbauseinandersetzungsvertrag. Nach dem Vertrag 
erwarb der Sohn gegen die Zahlung von insgesamt 100.000 DM den Erbteil seiner Schwester. In dem Vertrag heißt es u.  
a., die Schwester erkläre mit der Zahlung „vom elterlichen Vermögen unter Lebenden und von Todes wegen ein für alle  
Male  abgefunden“  zu  sein.  Im Jahre  2013 verstarb  die  Mutter,  ohne  ein  Testament  zu  hinterlassen.  Der  Sohn hat  
daraufhin einen ihn als Alleinerben ausweisenden Erbschein beantragt. Dem ist seine Schwester mit der Begründung 
entgegengetreten, sie sei gesetzliche Miterbin geworden, auf ihr Erbrecht nach ihrer Mutter habe sie im Jahre 1991 nicht  
verzichtet.

Die  OLG-Richter  gaben  jedoch  dem  Sohn  recht  und  haben  die  Voraussetzungen  für  die  Erteilung  des  von  ihm 
beantragten  Erbscheins  für  festgestellt  erachtet.  Seine  Schwester  hatte  in  dem  im  Jahre  1991  abgeschlossenen 
Erbauseinandersetzungsvertrag auf ihr gesetzliches Erbe nach dem Tode ihrer Mutter verzichtet. Der Verzicht ergibt sich 
aus  der  Vertragsbestimmung,  nach  der  die  Schwester  nach  Zahlung eines  bestimmten  Betrages „ein  für  alle  Male 
abgefunden sei“.

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.7.2014 = 0,73 % | 1.1.2014 – 30.06.2014 = 0,63 % | 
1.7.2013 – 31.12.2013 = 0,38 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100) 2014:    Oktober 106,7; September = 107,0; August = 107,0; Juli = 107,0; 

             Juni = 106,7; Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; 
             Februar = 106,4; Januar = 105,9

2013:    Dezember = 106,5; November = 106,1; Oktober 105,9; September = 106,1; 
August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6; Mai = 105,5; April = 105,1

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


